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I. Abschnitt: Einführung 

1. Die Fragestellung 

1993 hatte der englische Richter Hobhouse in erster Instanz einen Fall zu entschei-
den, in dem die Parteien Zahlungen auf einen Vertrag geleistet hatten, dessen 
Nichtigkeit sich später herausstellte. Hobhouse entschied, daß die geleisteten Zah-
lungen wegen der Nichtigkeit des Vertrags mit Hilfe eines Bereicherungsanspruchs 
zurückgefordert werden konnten.' Diese in den Augen eines deutschen Juristen 
selbstverständliche Entscheidung hat in England große Unruhe ausgelöst. Die Be-
gründung des Bereicherungsanspruchs mit der Nichtigkeit des Vertrags sei mit den 
Grundannahmen des englischen Bereicherungsrechts nicht vereinbar und laufe Ge-
fahr, dessen Struktur zugunsten einer Annäherung an die zivilistischen Rechtsord-
nungen aufzulösen.2 

Eine Grundannahme, die Hobhouse mit seiner Entscheidung in Frage gestellt 
hat, ist, daß die Rechtsgrundlosigkeit einer Leistung allein noch keinen Bereiche-
rungsanspruch begründen kann. Statt dessen muß der Kläger, wenn er dem Be-
klagten einen Vermögensgegenstand zugewendet hat, einen anerkannten „unjust-
Grund" vorweisen, der die Bereicherung des Beklagten als ungerechtfertigt er-
scheinen läßt. Ein solcher unjust-Grund kann etwa ein Irrtum des Klägers, eine 
Zwangslage oder das Ausbleiben der erwarteten Gegenleistung sein. Sofern ein 
unjust-Grund nicht ersichtlich oder von der Rechtsordnung nicht anerkannt ist, 
scheidet ein Bereicherungsanspruch aus, auch wenn aus deutscher Sicht eine 
rechtsgrundlose Zuwendung vorliegt. „Of course it goes without saying that it does 
not follow that where a sum has been paid which was not due, it can always be re-
covered back again afterwards."3 Denn: „money paid voluntary - that is to say, 
without compulsion or extortion or undue influence, and (...) without any fraud on 
the part of the person to whom it is paid, and with knowledge of all the facts, 
though paid without any consideration, or in discharge of a claim not due, or a 
claim which might have been successfully resisted, cannot be recovered back"4. 
Kurz: „The law might have developed so as to recognise a condictio indebiti - an 
action for the recovery of money on the ground that it was not due. But it did not 
do so."5 

1 Westdeutsche Landesbank v Islington London Borough Council (1994) 4 All ER 890. Aus-
führlich unten, Abschnitt V. 

2 Siehe etwa BIRKS, (1993) 23 UWAL Rev 195, 231 ff. 
3 Maskell v Horner (1915) 3 KB 106, 108 (Rowlatt J). 
4 William Whiteley v R (1910) 101 LT 741, 745 (Walton J); ebenso Werrin v Commonwealth 

(1938) 95 CLR 150, 157 (Latham CJ); Twyford v Manchester Corp (1946) Ch 236 (Romer J); vgl. 
auch Rogers v Ingham (1876) 3 Ch D 351, 355 (James LJ); Sawyer & Vincent v Window Brace 
(1943) 1 KB 32, 35 (Croom-Johnson J). 

5 Lord Goff in Woolwich Building Society v Inland Revenue Commissioners (1993) AC 70, 
172; vgl. Chitty-BEATSPN, § 29-009 A, 011; SWADLING, Restitution and Unjust Enrichment, in: 
Hartkamp (Hg.), Towards a European Civil Code (1994), 267 ff.; ZIMMERMANN, (1995) 15 OJLS 
403,416. 
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Ein solches System der unjust-Gründe ist dem deutschen Bereicherungsrecht 
fremd. Diese Untersuchung geht daher der Frage nach, auf welchen Grundlagen 
ein solches System beruht und welche Funktion die unjust-Gründe einnehmen 
sollen. Gegenstand der Untersuchung sind allein (aus deutscher Sicht) rechts-
grundlose „Leistungen". Diese Leistungen sind meist Zuwendungen des Klägers 
an den Beklagten, können aber, etwa in Anweisungslagen, auch Zuwendungen an 
Dritte sein. Das deutsche Recht soll als Hintergrund dienen, vor dem klar gemacht 
werden kann, welche Sachprobleme bestimmten Entscheidungen zugrunde liegen. 
Auf den ersten Blick ist die deutsche Regelung wesentlich liberaler: Schon die 
Rechtsgrundlosigkeit der Leistung begründet den Bereicherungsanspruch, und le-
diglich die condictio indebiti kennt die Einwendung des § 814 BGB.6 Wenn im 
englischen Recht der Kläger im Falle einer rechtsgrundlosen Leistung einen be-
sonderen unjust-Grund vorweisen muß, um einen Bereicherungsanspruch erheben 
zu können, dann hat das System der unjust-Gründe offenbar eine limitierende 
Funktion: Der Beklagte soll in bestimmten Fällen vor einem Bereicherungsan-
spruch geschützt werden. Es stellt sich daher die Frage, ob auch das deutsche 
Recht in solchen Fällen das Bedürfnis nach einem Schutz des Empfängers aner-
kennt, und, wenn ja, wie es diesen Schutz verwirklicht. Jede nationale Rechtsord-
nung steht vor der Aufgabe, Rückforderungsansprüche in irgendeiner Weise zum 
Schutz des Empfängers zu beschränken. Diese Untersuchung geht der Frage nach, 
ob das Erfordernis eines besonderen unjust-Grundes in der Lage ist, diese Funktion 
zu erfüllen. 

Vorausgeschickt werden soll ein kurzer Überblick über das System des moder-
nen englischen Bereicherungsrechts, der das Verständnis der nachfolgenden Ab-
schnitte erleichtert. Da das englische Bereicherungsrecht zudem in besonderem 
Maße durch seine Geschichte bestimmt ist, soll auch die historische Entwicklung 
in ihren Grundzügen vorgestellt werden. 

2. Die historische Entwicklung des Bereicherungsrechts 
in England 

Das erste Lehrbuch zum englischen Bereicherungsrecht erschien 1966.7 Bis dahin 
konnte man eine Darstellung lediglich in Anhangskapiteln der Lehrbücher zum 
Vertragsrecht finden. Auch an den Universitäten bildete Bereicherungsrecht kein 
eigenständiges Lehrfach. Die Ursache dieses für einen Kontinentaleuropäer über-
raschenden Befunds ist, wie so oft im englischen Recht, in der Geschichte zu su-
chen, in der die alten Klageformen das Schicksal der materiell-rechtlichen Ansprü-
che bestimmten.8 Bis zum sechzehnten Jahrhundert konnten der Sache nach berei-

6 V g l . h i e r z u KÖNIG, U n g e r e c h t f e r t i g t e B e r e i c h e r u n g , S. 33 ff.; REUTER/MARTINEK, S. 182 ff.; 
Staud-LORENZ, § 814 Rz 2; unrichtig insofern Soergel-MÜHL, § 812 Rz 171. 

7 GOFF und JONES, mittlerweile in der vierten Auflage, 1993. 
8 Vgl. zum folgenden JACKSON, History of Quasi-Contract, insbes. S. 32-41, 117 ff.; BAKER, 

English Legal History, S. 409 ff.; BIRKS, (1984) 37 CLP 1; ders., Introduction, S. 29 f f ; 
GOFF/JONES, S . 3 - 1 6 ; AMES, ( 1 8 8 8 ) 2 H a r v L R e v 53 ; ZWEIGERT/KÖTZ, § 3 8 I V , S. 553 f f 
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cherungsrechtliche Ansprüche vor allem mittels der action of debt oder der action 
of account geltend gemacht werden. Die action of account war eine Klage auf 
Rechnungslegung und setzte ursprünglich eine besondere Beziehung zwischen den 
Parteien voraus. Später wurde sie auf Fälle erweitert, in denen der Beklagte vom 
Kläger eine Geldsumme für einen bestimmten Zweck erhalten hatte und mittels der 
Rechnungslegung die richtige Verwendung des Geldes nachweisen mußte. Konnte 
er das Geld nicht zum vereinbarten Zweck verwenden, mußte er es an den Kläger 
zurückzahlen. So konnte die account-Klage schließlich auch im Fall einer irrtümli-
chen Leistung auf eine Nichtschuld verwendet werden, weil mangels Schuld die 
angestrebte Verwendung des Geldes, nämlich die Schuldtilgung, nicht erreicht 
werden konnte, das Geld daher an den Kläger zurückzuzahlen war. Weil hier je-
doch eine Rechnungslegung vor speziellen Prüfern sinnlos war und sich die ac-
count-Klage auf Rechnungslegung, nicht direkt auf Rückzahlung richtete, wurde 
sie in solchen Fällen zunehmend von der debt-Klage verdrängt. 

Die action of debt war wie die römische condictio auf die Zahlung einer be-
stimmten Geldsumme gerichtet. Der Anspruch konnte vertraglicher Natur sein, et-
wa bei der Klage auf Kaufpreiszahlung oder auf Rückzahlung eines Darlehens, 
seine Grundlage aber auch im Bereicherungsrecht haben, etwa wenn er sich auf ei-
ne „failure of consideration", das Ausbleiben einer Gegenleistung, stützte. Im 
sechzehnten Jahrhundert trat eine neue Klageform namens „assumpsit" auf, mit der 
Schadensersatz wegen eines nicht eingehaltenen Versprechens des Beklagten ge-
fordert werden konnte. Im Gegensatz zu debt und account, die zur Kompetenz des 
Court of Common Pleas gehörten, wurden assumpsit-Klagen vor dem Court of 
King's Bench entschieden. Dessen eher progressiv eingestellte Richter ließen eine 
assumpsit-Klage auch in den Fällen zu, in denen eine action of debt möglich gewe-
sen wäre, vor allem bei vertraglichen Ansprüchen. Wenn der Beklagte dem Kläger 
eine bestimmte Summe schuldig sei, so hieß es, verspreche er ihm, bei Vertrags-
schluß oder auch später, diese Summe zu zahlen, und halte er dieses Versprechen 
nicht ein, so müsse er dem Kläger den daraus entstehenden Schaden ersetzen. Es 
war jedoch nicht notwendig, ein ausdrückliches Versprechen des Beklagten nach-
zuweisen. Der Kläger mußte lediglich einen bestimmten Sachverhalt beweisen, aus 
dem dann ohne weiteres auf das Versprechen des Beklagten geschlossen wurde. 
Die Klage vor dem King's Bench erfreute sich großer Beliebtheit, da die Kosten 
niedriger waren als vor dem Court of Common Pleas und die „wager of law"-
Regel, nach der eine Partei eine Tatsache unter Zuhilfenahme von Eideshelfern 
beweisen konnte, nicht anwendbar war. Es kam daher zu einem Kompetenzstreit 
mit dem Court of Common Pleas, nach dessen Ansicht die Möglichkeit, eine ac-
tion of debt zu erheben, eine assumpsit-Klage ausschloß. 

1602 wurde dieser Streit von der neugegründeten Exchequer Chamber in Slade 's 
Case zugunsten des King's Bench entschieden.9 Es ging um einen vertraglichen 
Anspruch, und das Gericht entschied, daß eine assumpsit-Klage nicht dadurch aus-
geschlossen war, daß auch eine action of debt hätte erhoben werden können. Die 
assumpsit-Klage konnte in der Folgezeit also die auf einen Vertrag gestützte debt-
Klage ersetzen. Das Erstaunliche an dieser historischen Entwicklung war aber, daß 

9 Slade's Case (1602) 4 Coke Rep 92 b, 76 ER 1074. 
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sie nicht auf die vertragliche debt-Klage beschränkt blieb. Vielmehr ersetzte die 
assumpsit-Klage, die ja immerhin ein Versprechen des Beklagten voraussetzte, in 
der Folgezeit die action of debt auch in ihrer bereicherungsrechtlichen Anwen-
dung. Immer wenn eine debt-Klage möglich gewesen wäre, konnte nun die „inde-
bitatus assumpsit"-Klage verwendet werden. Das erforderliche Versprechen des 
Beklagten wurde in den bereicherungsrechtlichen Fallgestaltungen schlicht fin-
giert. Hatte der Kläger etwa irrtümlich etwas an den Beklagten geleistet, so wurde 
aus diesem Sachverhalt ein Versprechen des Beklagten geschlossen, das Geleistete 
dem Kläger zurückzuzahlen. Der Name „indebitatus assumpsit" hat somit nichts 
mit der condictio „indebiti", also des Bereicherungsanspruchs wegen einer Nicht-
schuld, zu tun. Vielmehr ist der Beklagte „indebted", damit wird ein Versprechen 
fingiert (assumpsit), also kann diese Klage erhoben werden. Sie nahm auch die alte 
account-Klage in sich auf und wurde im Laufe der nächsten Jahrhunderte auf wei-
tere bereicherungsrechtliche Fallgestaltungen ausgedehnt, etwa wenn der Beklagte 
sein gegebenes Versprechen nicht einhielt und der Kläger daher seine dafür er-
brachte Leistung zurückverlangte, oder wenn der Beklagte selbst ins Vermögen 
des Klägers eingegriffen hatte. Doch auch wenn der Beklagte den Bereicherungs-
gegenstand dem Kläger etwa rechtswidrig weggenommen hatte, wurde an der Fik-
tion des Versprechens der Rückgabe festgehalten. Die „implied promise" wurde 
schließlich zum „implied contract". Bis Ende des achtzehnten Jahrhunderts ent-
standen so die Grundlagen eines Bereicherungsrechts, das sich stets, zumindest der 
Form nach, auf ein vertragliches Versprechen des Beklagten stützte. 

Daß es sich bei dem Vertrag um nichts anderes als um eine Fiktion handelte, war 
dem großen Richter Lord Mansfield genau bewußt, als er 1760 den berühmten Fall 
Moses v Macferlan entschied.10 Macferlan hatte Moses vor einem anderen Gericht 
erfolgreich auf Leistung aus mehreren Schuldversprechen verklagt. Moses erhob 
nun vor dem King's Bench eine assumpsit-Klage auf Rückzahlung des Geleisteten, 
weil Macferlan mit seiner Klage eine schriftliche Vereinbarung mit Moses gebro-
chen hatte, wonach er aus diesen Schuldversprechen keine Klage erheben würde. 
Der Beklagte wendete ein: „That no assumpsit lies, except upon an express or im-
plied contract: but here it is impossible to presume any contract to refund money, 
which the defendant recovered by an adverse suit", worauf Lord Mansfield ant-
wortete: „If the defendant be under an obligation, from the ties of natural justice, to 
refund; the law implies a debt, and gives this action, founded in the equity of the 
plaintiffs case, as it were upon a contract ('quasi ex contractu', as the Roman law 
expresses it)."11 Im römischen Recht war „quasi ex contractu" eine Kategorie ne-
ben Vertrag, Delikt und Quasidelikt, die ein Sammelbecken aller nichtvertragli-
chen, auf rechtmäßigem Verhalten des Beklagten beruhenden Ansprüche bildete, 
also nicht nur dem Bereicherungsrecht vorbehalten war. Lord Mansfield knüpfte 
an das römische Recht an, um den Ausdruck „quasi-contract" zu erklären und zu-
gleich zu zeigen, daß es sich gerade nicht um einen Vertrag handelte, was aus dem 
römischen „quasi ex contractu" selbstverständlich hervorging. Doch aus dem eng-

1 0 Moses v Macferlan (1760) 2 Burr 1005, 97 ER 676. Hierzu ausfuhrlich BIRKS, (1984) 37 
CLP 1. 

u 2 Burr 1008. 
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lischen Ausdruck „Quasi-contract" war dies nicht unmittelbar einsichtig, und Lord 
Mansfield konnte nicht verhindern, daß das Recht der Quasi-contracts immer mehr 
in die Nähe des Vertragsrechts gerückt wurde. Hierfür war, wie Birks gezeigt hat12, 
nicht nur die merkwürdige Entwicklung der Klageformen nach Slade 's Case ver-
antwortlich, sondern auch der Einfluß von Blackstone, der in seinem 1768 erschie-
nenen Werk alle rechtlichen Verpflichtungen auf die gemeinsame Grundlage eines 
Gesellschaftsvertrags zurückführte, in dem sich die Bürger implizit dazu ver-
pflichteten, dem Recht und der Vernunft zu folgen. Somit konnten auch die berei-
cherungsrechtlichen Ansprüche auf eine (gesellschafts-)vertragliche Grundlage ge-
stellt werden. Ergebnis dieses Zusammentreffens mehrerer historischer Zufällig-
keiten war, daß das Bereicherungsrecht bis ins letzte Jahrhundert hinein als Ver-
tragsrecht verstanden wurde. 

In Moses v Macferlan ging es Lord Mansfield auch darum, die gemeinsame 
Grundlage der Bereicherungsansprüche bei Geldleistungen herauszustellen und ih-
re Entwicklung nicht durch prozeßtechnische Erwägungen einzuschränken. „This 
kind of equitable action, to recover back money, which ought not in justice to be 
kept, is very beneficial, and therefore much encouraged. It lies only for money 
which, ex aequo et bono, the defendant ought to refund: it does not lie for money 
paid by the plaintiff, which is claimed of him as payable in point of honor and 
honesty (...). But it lies for money paid by mistake; or upon a consideration which 
happens to fail; or for money got through imposition, (express, or implied;) or ex-
tortion; or oppression (...). In one word, the gist of this kind of action is, that the 
defendant, upon the circumstances of the case, is obliged by the ties of natural jus-
tice and equity to refund the money."13 Doch dieser liberale Ansatz konnte sich 
vorerst nicht durchsetzen. Die Rechtsprechung des neunzehnten Jahrhunderts 
setzte den Schwerpunkt im Vertragsrecht auf Rechtssicherheit und Vertrauens-
schutz, und demzufolge wurden auch die Tatbestände der Bereicherungsansprüche 
restriktiver interpretiert. Als 1875 das System der alten Klageformen abgeschafft 
wurde, entfiel die Notwendigkeit, für eine indebitatus-Klage ein Versprechen des 
Beklagten zu behaupten, so daß der Weg frei war, die Fiktion des „implied con-
tract" aufzugeben. Doch das Bewußtsein, daß es nur prozeßrechtliche Gründe ge-
wesen waren, welche die Nähe zum Vertragsrecht herstellten, war verlorengegan-
gen. Schuldrechtliche Ansprüche waren zwischen die Kategorien Vertrag und De-
likt aufgeteilt und bereicherungsrechtliche Ansprüche mangels einer eigenen Kate-
gorie dem Vertragsrecht zugeschlagen worden. 

In Sinclair v Brougham (1914)14 betrieb eine Gesellschaft Bankgeschäfte, ob-
wohl ihre Satzung eine solche Betätigung nicht vorsah. Nach der - inzwischen 
größtenteils abgeschafften - ultra-vires-Doktrin beschränkt die Satzung einer Ge-
sellschaft deren Handlungsfähigkeit. Von der Gesellschaft vorgenommene Ge-
schäfte außerhalb ihrer Satzung sind somit jenseits ihrer Handlungsfähigkeit und 
damit nichtig. Bei der Abwicklung der Gesellschaft scheiterte also ein vertragli-
cher Anspruch der Bankkunden auf Auszahlung ihrer Konten an der ultra-vires-

1 2 BIRKS, (1984) 37 CLP 1, 13 f., Introduction, S. 36 ff. 
13 2 Burr 1012. 
1 4 (1914) AC 398. 
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Doktrin. Das House of Lords lehnte aber auch einen Bereicherungsanspruch ab. 
So sagte etwa Viscount Haidane LC: „(S)o far as proceedings in personam are 
concerned, the common law of England really recognizes (unlike the Roman law) 
only actions of two classes, those founded on contract and those founded on tort. 
When it speaks of actions arising quasi ex contractu it refers merely to a class of 
action in theory based on a contract which is imputed to the defendant by a fiction 
of law. The fiction can only be set up with effect if such a contract would be valid 
if it really existed."15 In Lord Sumners Worten: „All these causes of action are 
common species of the genus assumpsit. All now rest, and long have rested, upon a 
notional or imputed promise to repay. The law cannot de jure impute promises to 
repay, whether for money had and received or otherwise, which, if made de facto, 
it would inexorably avoid."16 „The implied promise", sagte Lord Parker, „on 
which the action for money had and received is based would be precisely that 
promise which the company or association could not lawfully make."17 Die Be-
gründung, warum den Bankkunden ein schuldrechtlicher RückZahlungsanspruch 
versagt wurde, wurde also hinter der Konstruktion verborgen, daß die Nichtigkeit 
eines von den Parteien geschlossenen Vertrags die Annahme eines vom Recht im-
plizierten Vertrags ausschließe. Die Fiktion war damit ins materielle Recht über-
gegangen. 

Ein Abschied von der Vertragskonstruktion, so befürchteten viele, bedeute 
Rechtsunsicherheit in Form einer unbestimmten Billigkeitsjudikatur, gebe es doch 
ansonsten keinen Maßstab, mit dessen Hilfe die Ansprüche rational und vorher-
sehbar beschrieben werden könnten.18 Den Hinweisen auf „natural justice and 
equity" von Lord Mansfield wurde mit Mißtrauen begegnet. 1913 sagte Hamilton 
LJ (später Lord Sumner): „To ask what course would be ex aequo et bono to both 
sides never was a very precise guide, and as a working rule it has long been buried 
(...). Whatever may have been the case 146 years ago, we are not now free in the 
twentieth century to administer that vague jurisprudence which is sometimes at-
tractively styled 'justice as between man and man'".19 Scrutton LJ fügte 1923 hin-
zu: „(T)he whole history of this particular form of action has been what I may call 
a history of well-meaning sloppiness of thought."20 Ähnlich äußerte sich Sir Wil-
fried Greene MR 1937.21 

Das Bereicherungsrecht war nicht nur zu einem Schattendasein als Annex zum 
Vertragsrecht verdammt, es war zudem durch Zersplitterung und Unübersichtlich-
keit geprägt. Die „common indebitatus counts", die das quasi-contract-Recht aus-
machten, unterschieden sich durch die Art des Bereicherungsgegenstandes. Der 
wichtigste Anspruch war die „action for money had and received", mit welcher der 
Kläger geltend machte, daß Geld zu Unrecht aus seinem in das Vermögen des Be-
klagten übergegangen war, entweder weil die Zuwendung durch den Kläger von 

15 (1914) AC 415. 
16 (1914) AC 452. 
17 (1914) AC 440. 
18 Siehe etwa HOLDSWORTH, (1939) 55 LQR 37. 
19 Baylis v Bishop of London (1913) 1 Ch 127, 140. 
2 0 Holt v Markham (1923) 1 KB 504, 513. 
21 Morgan v Ashcroft (1937) 1 KB 49, 62. 
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einem Irrtum oder von Zwang beeinflußt war oder die Gegenleistung ausblieb, 
oder aber weil der Beklagte sich selbst das Geld angeeignet hatte. Die „action for 
money paid" hingegen wurde erhoben, wenn der Kläger etwas an einen Dritten ge-
zahlt hatte und der Beklagte dadurch einen Vermögensvorteil erlangte, insbesonde-
re die Befreiung von einer Schuld. Mit den Ansprüchen „quantum meruit" und 
„quantum valebat" schließlich verlangte der Kläger eine angemessene Entlohnung 
für Arbeits- bzw. Sachleistungen. Doch diese Klagen konnten ebenso erhoben 
werden, wenn der Kläger einen vertraglichen Anspruch geltend machte. Mit der 
„action for money paid" ging der Bürge gegen den Schuldner vor, dessen Schuld 
er gezahlt hatte, wofür er nun einen vertraglichen Ausgleich forderte, und „quan-
tum valebat" machte ein Verkäufer geltend, wenn der Kaufvertrag keinen be-
stimmten Preis festsetzte. 

Der Sache nach bereicherungsrechtliche Ansprüche fanden sich aber nicht nur 
im Gebiet der quasi-contracts, sondern auch im equity-Recht. Es gab nicht nur ei-
gene Rückforderungsansprüche in equity bei irrtümlichen Leistungen, sondern vor 
allem im Labyrinth der umfangreichen trust-Rechtsprechung fanden sich zahlrei-
che Bereicherungsansprüche, etwa gegen trustees, die pflichtwidrig Gewinne mit 
Hilfe des trust-Vermögens gemacht hatten. Auch wenn der Beklagte kein trustee 
war, legte die equity-Rechtsprechung als Rechtsfolge des Bereicherungsanspruchs 
seinem Vermögen oft einen „constructive trust" auf, so daß der Kläger dingliche 
Rechte entweder am Bereicherungsgegenstand oder am ganzen Beklagtenvermö-
gen geltend machen konnte, der Bereicherungsanspruch somit sachenrechtlicher 
Natur war. Ein einheitliches Prinzip war wegen der ungeordnet nebeneinanderste-
henden Ansprüche für verschiedene Lebensbereiche kaum auszumachen. 

Die Bezeichnung „quasi-contracts" wies somit zwei Defizite auf: Sie suggerierte 
fälschlich eine Verwandtschaft zum Vertragsrecht, indem der Bereicherungsan-
spruch auf einen „implied contract" gestützt wurde, und sie verhinderte die Inte-
gration bereicherungsrechtlicher Ansprüche außerhalb der alten indebitatus as-
sumpsit-Ansprüche, insbesondere die von der equity-Rechtsprechung gewährten. 
Es entstand somit das Bedürfnis, die sachfremden und mittlerweile abgeschafften 
Barrieren der alten Klageformen endgültig zu überwinden, den fiktiven Vertrag 
über Bord zu werfen und das bereicherungsrechtliche Fallmaterial auf einen ge-
meinsamen Grundgedanken der ungerechtfertigten Bereicherung („unjust enrich-
ment") zurückzufuhren. Eine wichtige Vorreiterrolle für diese Entwicklung spiel-
ten Teile der englischen Richterschaft. „I think that the expression 'implied con-
tract' is erroneous and very unfortunate", sagten Cotton LJ und ähnlich Lindley LJ 
189022, und auch andere fortschrittliche Richter stellten immer wieder klar, daß der 
Bereicherungsanspruch mit einem, selbst fiktiven, Vertrag nichts zu tun hatte.23 In 
United Australia v Barclays Bank (1941) referierte Lord Atkin die Geschichte der 
assumpsit-Klage nach Slade's Case, die zunächst die Vertragsfiktion erforderte, 
und erklärte dann: „These fantastic resemblances of contracts invented in order to 
meet requirements of the law as to forms of action which have now disappeared 

2 2 Re Rhodes (1890) 44 Ch D 94, 105 (Cotton LJ), 107 (Lindley LJ). 
Vgl. etwa Greer LJ in Craven-Ellis v Canons (1936) 2 KB 403, 410; Scott LJ in Morgan v 

Ashcroft (1938) 1 KB 49, 74 ff.; Stable J in Dies v British Mining Corp (1939) 1 KB 724; Barry J 
in William Lacey v Davis (1957) 1 WLR 932, 936. 
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should not in these days be allowed to affect actual rights. When these ghosts of 
the past stand in the path of justice clanking their mediaeval chains the proper 
course for the judge is to pass through them undeterred."24 

Die Idee eines eigenständigen, von Vertrags- und Deliktsrecht unterscheidbaren 
und auf den Gedanken der ungerechtfertigten Bereicherung gestützten Rechtsge-
biets wurde vor allem durch Lord Wright propagiert.25 In Fibrosa Spolka v Fair-
bairn (1942) sagte er nach einem sehr erhellenden Bericht über die historische 
Entwicklung der Bereicherungsklagen im common law: „It is clear that any civi-
lised system of law is bound to provide remedies for cases of what has been called 
unjust enrichment or unjust benefit, that is, to prevent a man from retaining the 
money of, or some benefit derived from, another which it is against conscience that 
he should keep. Such remedies in English law are generically different from reme-
dies in contract or tort, and are now recognised to fall within a third category of the 
common law which has been called quasi-contract or restitution."26Auch Lord 
Denning spielte bei der Entwicklung eines auf die Bereicherung des Beklagten ge-
stützten Anspruchs eine wichtige Rolle.27 

Während jedoch in den USA schon Ende des letzten Jahrhunderts die Grundla-
gen für ein eigenständiges Rechtsgebiet „restitution" gelegt wurden, tobte in Eng-
land noch lange der Kampf zwischen Befürwortern und Gegnern des fiktiven Ver-
trags.28 Die entscheidende Wende begann 1966, als der Richter Robert Goff und 
der Wissenschaftler Gareth Jones mit ihrem „Law of Restitution" den ersten und 
bis heute grundlegenden Versuch machten, das umfangreiche bereicherungsrecht-
liche Fallmaterial zu sammeln und systematisch zu ordnen. Das Werk bildete den 
Grundstein fur eine wachsende wissenschaftliche Diskussion. 1985 erschien mit 
Peter Birks' „Introduction" der erste Versuch, ein geschlossenes System des Berei-
cherungsrechts zu entwickeln. Sein System und seine Thesen sind nicht unstrittig, 
werden jedoch von der Literatur und zunehmend auch von der Rechtsprechung als 
Ausgangspunkt bei der Erörterung streitiger Fragen anerkannt. Die Zahl der wis-
senschaftlichen Veröffentlichungen zum Bereicherungsrecht vervielfachte sich. 
Doch noch 1978 sagte Lord Diplock: „There is no general doctrine of unjust en-
richment recognized in English law. What it does is to provide specific remedies in 
particular cases of what might be classified as unjust enrichment in a legal system 
that is based upon the civil law."29 Und noch 1990 tauchte die Fiktion des „implied 
contract" in einem Urteil des House of Lords auf.30 

Aber mittlerweile war Robert Goff, inzwischen Lord Goff of Chieveley, Richter 
am House of Lords geworden. Und so wurde 1991 in der Entscheidung Lipkin 

2 4 United Australia v Barclays Bank (1941) AC 1, 26 f f , 29. 
2 5 Siehe etwa den Aufsatz „Sinclair v. Brougham", (1938) 6 CLJ 305, 314 f f , oder die Entschei-

dung Brook's Wharf v Bull Wharf (1937) 1 KB 534, 545. 
2 6 Fibrosa Spolka v Fairbaiin (1943) AC 32, 61. 
2 7 Vgl. Nelson v Larholt (1948) 1 KB 339; Strand Electrics v Brisford Entertainments (1952) 2 

QB 246, 255; Kiriri Cotton v Dewani (1960) AC 192, 204 f.; ferner (1925) 41 LQR 79, (1939) 55 
LQR 54. 

2 8 Hierzu ausfuhrlich MARTINEK, RabelsZ 47 (1983) 284 ff. 
2 9 Orakpo v Manson Investments (1978) AC 95, 104. Vgl. auch die australische Entscheidung 

Bank of New South Wales v Murphett (1983) VR 489, 496, per Crockett J. 
3 0 Guiness v Saunders (1990) 2 AC 663, 689 (Lord Templeman). 
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Gorman v Karpnale der Anspruch des Klägers, losgelöst vom historischen Erbe, 
direkt auf die ungerechtfertigte Bereicherung des Beklagten auf Kosten des Klä-
gers gestützt.31 Die wegweisende Woolwich-Entscheidung von 199232 zum Berei-
cherungsanspruch bei rechtswidrig erhobenen Steuern läßt erwarten, daß auch in 
Zukunft wichtige Impulse vom House of Lords ausgehen werden.33 Seit Lipkin 
Gorman ist die rasante Entwicklung des jungen Rechtsgebiets kaum aufzuhalten. 
Die Praktiker, denen bereicherungsrechtliche Fragen meist fremd gewesen waren, 
sind nun gehalten, sich mit der Entwicklung der Rechtsprechung vertraut zu ma-
chen. 1993 erschienen, auch zu diesem Zweck, die erste Zeitschrift zum Bereiche-
rungsrecht34 und von Burrows das erste für Studenten geschriebene Lehrbuch35. 
Lange in seiner Entwicklung aufgehalten, erlebt das englische Bereicherungsrecht 
nun einen Zustand der Blüte, oder, prosaischer ausgedrückt, einen Boom. 

Doch die moderne Entwicklung hat auch ihre Kritiker gefunden. Dies muß nicht 
nur daran liegen, daß die systematische Aufteilung des Rechts in Vertragsrecht, 
Deliktsrecht und ungerechtfertigte Bereicherung dem traditionellen englischen 
Rechtsdenken fremd ist. Bemerkenswert ist zumindest, daß das neue Rechtsgebiet, 
kaum anerkannt, einen aus deutscher Sicht sehr weiten Anwendungsbereich fiir 
sich reklamiert, zu dem unter anderem die Rückabwicklung von Verträgen im Fall 
von Leistungsstörungen, Probleme der dinglichen Surrogation, die Geschäftsfüh-
rung ohne Auftrag, familienrechtliche Ausgleichspflichten, der Schutz vor über-
mäßigen Vertragsstrafen, der Gesamtschuldnerausgleich oder die Anfechtbarkeit 
von Verträgen wegen Irrtums, Zwang oder arglistiger Täuschung (weil die An-
fechtung eines Vertrags als Rückführung einer Bereicherung verstanden wird) ge-
hören. Auch diesem umfassenden Anspruch wird mit Mißtrauen begegnet. 

Gestritten wird vor allem darüber, ob es richtig ist, ein eigenständiges Bereiche-
rungsrecht dem Vertragsrecht gegenüberzustellen. Atiyah etwa hält diesen Versuch 
für „misconceived", doch seine Kritik beruht weniger auf einer Ablehnung einer 
Bereicherungshaftung als auf seiner Auffassung zum Vertragsrecht.36 Wer Berei-
cherungsansprüche deswegen von vertraglichen Ansprüchen abgrenze, weil sie 
nicht auf dem Willen der Parteien beruhen, gehe von einem veralteten willenstheo-
retischen Vertragsmodell aus, das seine Blütezeit im neunzehnten Jahrhundert 
hatte. Nach diesem Modell sei der Vertrag Ergebnis der freien und gleichberech-
tigten Verhandlungen der Parteien über wechselseitig zu erfüllende Verpflichtun-

3 1 (1991) 2 A C 548 (vgl. die Prophezeiung durch MARTINEK, RabelsZ 47 (1983) 284, 324 f.); 
h i e r z u BIRKS, ( 1 9 9 1 ) L M C L Q 4 7 3 ; MCKENDRICK, ( 1 9 9 2 ) M L R 3 7 7 ; MEIER, ZEUP 1993, 3 6 5 . 

32 (1993) AC 70. Siehe hierzu unten, IV 5. 
3 3 Jüngstes Beispiel ist die Entscheidimg Westdeutsche v Islington (1996), in der etwa Lord 

Browne-Wilkinson sich dafür ausspricht, die Figur des fiktiven Vertrags nun endgültig zu begraben 
und Sinclair v Brougham insofern für unrichtig zu erklären, (1996) 2 All ER 961, 993. Das Urteil 
von Hobhouse J in erster Instanz bietet das Beispiel einer meisterhaften und eingehenden bereiche-
rungsrechtlichen Analyse, (1994) 4 All ER 890. Zum neuen Stil der Rechtsprechung siehe auch 
Kleinwort Benson v Birmingham CC (1997) QB 380 (CA). 

3 4 Restitution Law Review, hg. von PETER BIRKS und FRANCIS ROSE, erscheint jährlich ab 1993. 
H i e r z u MEIER, ZEUP 1995, 171. 

3 5 BURROWS, The Law of Restitution. 
3 6 ATIYAH, Contracts, Promises and the Law of Obligations, in: Essays on Contract, S. 10 f f ; 

vgl. auch ders., Rise and Fall of Freedom of Contract, S. 1 ff. 
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gen. Der abgeschlossene, noch nicht erfüllte Vertrag lasse Ansprüche entstehen, 
die auf nichts anderes zurückgehen könnten als auf den Willen der Parteien. Tat-
sächlich entspreche dieses Modell nicht der Mehrzahl der geschlossenen Verträge, 
bei denen entweder Abschluß und Teilerfüllung zusammenfielen (etwa die Barge-
schäfte) oder die Frage nach Rechtsschutz sich erst im Laufe der Durchführung er-
gebe. Neben dem Willen der Parteien kämen zwei andere Rechtfertigungen für 
vertragliche Ansprüche in Betracht: Das Bedürfnis eines Anspruchs könne sich 
zum einen daraus ergeben, daß eine Partei der anderen einen Vermögensvorteil 
zugewendet habe (der Verkäufer oder der Darlehensgeber haben geleistet und 
wollen entschädigt werden), oder daß eine Partei sich auf das Versprechen der an-
deren verlassen und Dispositionen getroffen hat, so daß ihr im Fall der Nichterfül-
lung ein (Vertrauens-) Schaden entsteht. In diesen Fällen sei in Wahrheit nicht das 
Versprechen, sondern der Vermögensvorteil bzw. der Vertrauensschaden Grund 
der vertraglichen Haftung („benefit-based" bzw. „reliance-based liabilities"). Das 
Versprechen habe lediglich die Funktion eines unterstützenden Tatbestandsmerk-
mals, es könne etwa Aufschluß über die Höhe des angemessenen Preises oder 
Zinssatzes geben oder beweisen, daß keine Schenkung vorlag. Die herkömmliche 
Ansicht, die den Anspruch auf das Versprechen selbst stütze, verschleiere den 
wahren Anspruchsgrund. Im Fall der objektiven Auslegung gehe es nicht um den 
Willen der Partei, sondern um den Vertrauensschutz des Empfängers. Der Sache 
nach werde bei der Frage, ob ein bindendes und durchsetzbares Versprechen vor-
liegt, geprüft, ob der zugrundeliegende Sachverhalt einen „benefit"- oder „reli-
ance"-Anspruch rechtfertige. So entscheide etwa die Fairness des zugrundeliegen-
den Austausches darüber, ob ein Versprechen wegen Zwang oder Sittenwidrigkeit 
unwirksam ist, und finde sich gar keine Gegenleistung, verhindere die considera-
tion-Doktrin die Bindungswirkung des Versprechens. Insbesondere in Fällen des 
(in deutscher Terminologie) sozialtypischen Verhaltens sei die Konstruktion eines 
Versprechens fiktiv. 

Nur in denjenigen Fällen, in denen weder ein Vermögensvorteil zugewendet 
noch eine Disposition im Vertrauen auf den Vertrag getroffen wurde, könne man 
einen vertraglichen Anspruch auf nichts anderes als auf den Willen der Parteien 
gründen. Doch dies sei entgegen der herrschenden Lehre nicht der Modellfall der 
vertraglichen Haftung, weil Vertragsansprüche in solchen Konstellationen in der 
Praxis selten seien. Vor allem sei ein vertraglicher Erfüllungsanspruch in diesen 
Fällen weitaus weniger gerechtfertigt als im Falle des Leistungsaustausches oder 
der nachteiligen Disposition. Das herrschende Vertragsdogma gehe zu Unrecht 
und auch entgegen der Rechtswirklichkeit von der Prämisse aus, daß Versprechen 
ohne weiteres zu halten seien. Geschützt werde auf diese Weise lediglich eine im-
materielle Enttäuschung. 

Das Willensdogma sei im neunzehnten Jahrhundert so einflußreich gewesen, 
daß sogar in denjenigen Fällen, in denen das Bedürfnis eines Anspruchs sich aus 
einem zugewendeten Vermögensvorteil ergab, ein Versprechen des Beklagten aber 
realistischerweise nicht auszumachen war, mit der Fiktion eines „implied contract" 
gearbeitet wurde, um so den Anspruch auf den Willen der Parteien stützen zu kön-
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